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Zur Codiſication des öſterreichiſchen Staatsbürger 
ſchaftsrechtes. 


Von Dr. Fritz Karminski. 
(Fortſetzung.) 

31. „Die zum Zwecke der Auswanderung gewährte Entlaſſung 
aus dem Verbande der bewaffneten Macht iſt erſt mit dem Zeitpunkte 
der Aushändigung der von der politiſchen Landesbehörde ausgefertigten 
Entlaſſungsurkunde bewirkt. 

„Unterbleibt die thatſächliche Auswanderung, iſt nämlich der aus 
dem Militärverbande Entlaſſene zum bleibenden Aufenthalte in den 
fremden Staat nicht wirklich überfiedelt und hat er die fremde Staats⸗ 
angehörigkeit nicht giltig erworben, ſo hat der Betreffende in die durch 
ſeine Entlaſſung aus dem Verbande des ſtehenden Heeres, der Erſatz⸗ 
reſerve, der Landwehr und des Landſturmes unterbrochene Dienſtpflicht 
wieder einzutreten und den Reſt derſelben nachzutragen.“ 

Al. 1 entſpricht dem 8 158: 4 der Inſtruction zum Wehrgeſetze, 
welche Beſtimmung, wie für Ungarn, ſo auch für Oeſterreich Anwendung 
zu finden hätte. Die Entlaſſung aus dem Verbande der bewaffneten 
Macht zum Zwecke der Auswanderung iſt eben kein ſelbſtſtändiger Rechts⸗ 
act, ſondern nur ein Theil der Auswanderungsbewilligung bezw. des 
Rechtsactes, deſſen Abſchluß die Ertheilung der Entlaſſungsurkunde 
bildet. Es iſt alſo logiſch die Rechtswirkſamkeit dieſes erſten Theilactes 
an die Wirkſamkeit des ganzen Rechtsactes zu knüpfen. 

Al. 2 entſpricht dem § 54, Al. 3 des Wehrgeſetzes. Die Ent⸗ 
laſſung ſoll eben nicht dazu benutzt werden, ſich der Pflichten gegen 


den Staat zu entſchlagen. Die Begründung und Bedeutung dieſer Be⸗ 
ſtimmung find oben bei P. 30 entwickelt. 


| 
| Der Vorſchlag Preleuthner's („Zur Frage der Umgehung der 
Wehrpflicht durch die Auswanderung“, „Zeitſchrift für Verwaltung“ 
1879, Nr. 16, S. 81), die Eludirung der Wehrpflicht durch die Aus⸗ 
wanderung ſtaatlicherſeits dadurch zu verhindern, daß die Entlaſſungs⸗ 
urkunde (Auswanderungsbeſcheinigung) nur unter dem Vorbehalte 
ertheilt werde, daß die vor gänzlicher Erfüllung der Wehrpflicht aus⸗ 
gewanderten Perſonen, „falls ſie vor Beendigung des Alters, in dem 
ſie hier der Wehrpflicht zu genügen hätten, zu bleibendem Aufenthalte 
zurückkehren, wie hieſige Staatsangehörige dieſer Wehrpflicht Folge zu 
leiſten haben und zu derſelben heranzuziehen ſind,“ iſt ſachlich ganz 
beachtenswerth. Es ſprechen jedoch gegen die Aufnahme einer ſolchen 
Beſtimmung in das vorgeſchlagene Geſetz mehrere Erwägungen. Bezüglich 
der ohne Bewilligung ausgewanderten Wehrpflichtigen folgt das, was 
Preleuthner vorſchlägt, ſchon aus P. 17, Al. 3. Ebenſo tritt die 
Heranziehung zur nachträglichen Erfüllung der Wehrpflicht, ungeachtet 
der Erwerbung einer fremden Staatsangehörigkeit gemäß P. 31, Al. 2 
bei den aus dem Verbande der bewaffneten Macht entlaſſenen Auswan⸗ 
derern ein, wenn ſie ihren Wohnſitz nicht außerhalb Oeſterreich verlegen. 
Es würden ſonach durch die Realiſirung des Preleuthner'ſchen Vor⸗ 
ſchlages blos diejenigen Auswanderer neu betroffen werden, welche im 
ſtellungs⸗ bezw. wehrpflichtigen Alter oder noch vor Erreichung desſelben 
in vollkommen geſetzmäßiger Weiſe ausgewandert ſind. Bei dem Umſtande 
aber, als in dem vorgeſchlagenen Entwurſe zum Nachweiſe für den 
Ernſt der Auswanderungsabſicht ohnehin namhafte Cautelen beſtellt find, 
und bei dem Umſtande, als der in den fremden Staatsverband neu auf⸗ 
genommene Wehrpflichtige meiſt auch in ſeinem neuen Vaterlande zur 
Erfüllung der Wehrpflicht nach den dortigen Geſetzen herangezogen wird, 
würde mir die Aufnahme der von Preleuthner proponirten Reſervation 
in das Geſetz denn doch etwas zu weitgehend erſcheinen. Ueberdies könnte 
man hiedurch in völkerrechtliche Conflicte kommen in den Fällen, in 
welchen die dauernde Niederlaſſung im Auslande den Verluſt der 
erworbenen Staatsbürgerſchaft nicht begründet. Auch Staatsverträge 
ſtehen der Durchführung der angeregten Beſtimmung entgegen, ſo ins⸗ 
beſondere Art. II, Al. 3 der Convention mit Nordamerika vom 
20. September 1870, R. G. Bl. Nr. 74 ex 1871, demgemäß ein 
in den Vereinigten Staaten naturaliſirter früherer Staatsbürger der 
öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie bei ſeiner Rückkehr in fein urſprüng⸗ 
liches Vaterland im Allgemeinen weder nachträglich zum Kriegs⸗ 
dienſte herangezogen, noch wegen Nichterfüllung ſeiner Wehrpflicht 
zur Unterfuchung und Strafe gezogen werden darf. Ferner wäre es 
auch unbillig, den Auswanderer, welcher nach Erfüllung der Wehrpflicht 
in ſeinem neuen Vaterlande wieder in ſein früheres Vaterland (Oeſter⸗ 
reich) zurückkehrt, hier abermals zur Erfüllung der Wehrpflicht heran⸗ 
zuziehen, was ja bei der Verſchiedenheit des Maßes der Wehrpflicht in 
verſchiedenen Staaten bei der Annahme des mehrerwähnten Vorſchlages 
leicht eintreten kann. Im Uebrigen find auch die zur Begründung dieſes 
Vorſchlages vorgebrachten Ausführungen Preleuthner's, insbeſondere 
was die Grenzen für die beſchränkende Wirkung der Wehrpflicht im 


Auswanderungsrechte anbelangt, durch die Wehrgeſetznovelle vom Jahre 
1882 und den hier wiederholt berufenen Erlaß des Landesvertheidigungs⸗ 
miniſteriums vom 1. November 1882, Z. 1465, in weſentlichen Punkten 
überholt, wie dies ja auch aus dem ganzen Tenor der hier entworfenen 
bezüglichen Beſtimmungen hervorgeht. 

Noch auf Eines iſt bei der obigen Formulirung des P. 31, Al. 2 
hinzuweiſen. Der zum Behufe der Auswanderung aus dem Militär⸗ 
verbande Entlaſſene muß, gemäß der vorgeſchlagenen Beſtimmung, wenn 
die Entlaſſung wirkſam werden ſoll, ſeinen Wohnſitz „in den ſremden 
Staat“ (anders in P. 30, Al. 2), d. h. in den fremden Staat ver⸗ 
legen, deſſen Angehöriger er geworden iſt. Die Wahl dieſer Textirung 
ſtatt der in $ 18 des d. R. G. aufgenommenen Fügung „außerhalb 
des Bundesgebietes“ geſchah mit Vorbedacht in der Abſicht, hiedurch 
eine weitere, nicht gering zu achtende Cautel für den Ernſt der Aus⸗ 
wanderungsabſicht und gegen deren Mißbrauch zur Eludirung der Wehr⸗ 
pflicht zu ſchaffnn. ob Ungarn in dem Falle nach P. 31, Al. 2 
als fremder Staat zu behandeln ift, hätte, ſtreng genommen, davon 
abzuhängen, ob der Auswanderer nach Ungarn aus dem Verbande des 
gemeinſamen Heeres oder aus dem Landwehr⸗ oder Landſturmverbande 
entlaſſen wurde. Erſteren Falles wäre die aufgeworfene Frage mit Ja, 
letzteren Falles mit Nein zu beantworten. Da jedoch auch die Land⸗ 
wehr⸗ und Landſturmpflicht in Oeſterreich, wie in Ungarn, wenn ſie 
auch ſelbſtſtändige Inſtitutionen jedes einzelnen der beiden Reichstheile 
ſind, nach gemeinſamen Grundſätzen geregelt iſt, der aus Oeſterreich nach 
Ungarn überwandernde Oeſterreicher ſomit in Ungarn nach denſelben 
Grundſätzen zur weiteren Erfüllung der Landwehr⸗ und der Landſturm⸗ 
pflicht herangezogen würde, ſo wäre gegen die Exemption Ungarns hier 
ſachlich nichts zu erinnern. Daß dieſe Ausnahme praktiſch von Bedeutung 
und ſehr zweckmäßig wäre, wird gewiß nicht beſtritten werdeu. Dieſe 
Ausnahme müßte jedoch als Al. 3 dieſes Punktes hier, ähnlich wie in 
P. 21, Al. 2 und P. 22, Al. 3 ausdrücklich normirt werden. Indeß 
iſt die Aufnahme dieſer Alinea an dieſer Stelle aus derſelben Erwägung 
unterblieben, welche bei der engeren Formulirung des P. 22, Al. 3 
beſtimmend war. 

32. „Wandern Oeſterreicher, deren Auswanderungsfreiheit durch 
die Wehrpflicht beſchränkt iſt, ohne die erforderliche landesbehördliche 
Bewilligung aus und entziehen ſie ſich hiedurch ganz oder theilweiſe 
der Erfüllung ihrer Wehrpflicht bezw. der Ableiſtung ihrer Militär⸗ 
Dienſtpflicht, ſo werden dieſelben, wenn ſie innerhalb des Geltungs⸗ 
gebietes dieſes Geſetzes betreten werden, als Stellungsflüchtige bezw. 
als Deſerteure behandelt, und dies ſelbſt dann, wenn ſie inzwiſchen nach 
den Geſetzen eines anderen Staates deſſen Staatsangehörigkeit erworben 
hätten.“ 

Dieſe Beſtimmung entſpricht dem geltenden Rechte. S. § 46 des 
Wehrgeſetzes. Auch in Staatsverträgen iſt daran feſtgehalten, daß ein 
früherer Staatsangehöriger, ungeachtet ſeiner in einem fremden Staate 
erfolgten Naturaliſation, bei ſeiner Rückkehr in den früheren Heimats⸗ 
ſtaat für eine vor ſeiner Auswanderung begangene, nach den Geſetzen 
ſeines urſprünglichen Vaterlandes ſtrafbare Handlung (und eine ſolche iſt 
auch die Uebertretung der Wehrgeſetze) der Unterſuchung und Beſtrafung 
unterworfen ſei, ſoferne nicht nach den Geſetzen des ſtraſberechtigten 
Staates Verjährung oder ſonſtige Strafloſigkeit eingetreten iſt. S. Art. II, 
Al. 1 der Convention mit Nordamerika vom 20. September 1870. 
In Al. 2 desſelben Artikels iſt überdies ausdrücklich ausgeſprochen, daß 
in Nordamerika naturaliſirte Oeſterreicher oder Ungarn auch wegen 
Nichterfüllung der Wehrpflicht zur Strafe gezogen werden können, 
namentlich in den sub 1 bis 3 angeführten Fällen. Von der Wieder⸗ 
einführung der auf „unbefugte Auswanderung“ oder, genauer, auf „unbe⸗ 


fugte Abweſenheit“ im Auswanderungspatente vom 24. März 1832 


geſetzten beſonderen Straffolgen kann bei dem heutigen Stande des Frei⸗ 
zügigkeitsrechtes natürlich nicht mehr die Rede ſein. So hat auch der 
Erlaß der Miniſteriums des Innern vom 3. Juni 1868, Z. 7201/36, 
vollkommen auf dem Boden des durch Art. 4, Al. 3 St. G. G. vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, ſtaatsgrundgeſetzlich ge⸗ 
ſchaffenen Rechtszuſtandes ſtehend, erklärt, daß wehrpflichtige Civil⸗ 
perſonen, die ohne Bewilligung auswandern, zwar ihren ſtaatsbürger⸗ 
lichen Pflichten entgegenhandeln, „aber nur dadurch, daß ſie ſich der 
Wehrverpflichtung entziehen. Von dieſem Geſichtspunkte aus kann gegen 
ſie mit einem Erkenntniſſe wegen unbefugter Auswanderung und mit der 
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Einleitung des dahin abzielenden Verfahrens nicht mehr vorgegangen 
werden. Solche Auswanderer treffen daher nicht mehr die Straffolgen 
des Auswanderungspatentes vom Jahre 1832, ſondern die Folgen des 
Heeresergänzungsgeſetzes.“ 

Der Schlußſatz dieſer Beſtimmung erſcheint im Hinblicke auf 
P. 1, Al. 2 und P. 17, Al. 3 begründet. Ein ſolcher Auswanderer 
gilt eben fort als öſterreichiſcher Staatsangehöriger, inſolange er nicht 
etwa in Gemäßheit des P. 33 bezw. 36 die öſterreichiſche Staats⸗ 
angehörigkeit verwirkt hat, um erſt dann, ohne den Beſitz der Ent⸗ 
laſſungsurkunde, nach öſterreichiſchem Rechte die fremde Staatsbürger⸗ 
ſchaft giltig erwerben zu können. Ueberdies widerſpricht demſelben, wie 
ſchon oben gezeigt wurde, nicht der diesfalls durch Staatsverträge ge⸗ 
ſchaffene Rechtszuſtand. Sollte durch einen Staatsvertrag jedoch anders 
beſtimmt ſein, ſo wird durch denſelben als lex specialissima zwiſchen 
den vertragſchließenden Staaten der oben formulirten Beſtimmung derogirt. 
Die Uebereinkommen (Cartell⸗Conventionen) und die Praxis rückſichtlich 
der Auslieferung von Stellungs⸗ und Wehrpflichtigen bezw. Deferteuren 
f. den Erlaß des Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 17. Juli 
1872, 3. 5313/1427 II, dann auch Mayerhofer a. a. O. S. 662 
und Vesque⸗ Püttlingen a. a. O. S. 551 ff. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Fall zur Beleuchtung von Gewerbseingriffen durch Aneignung 
der Form von Geſchäftscircularien, Beilegung von Auszeichnun⸗ 
gen, unrichtige, plusmachende Bezeichnung der Art des Geſchäftes. 

(§§ Au, 46 und 49 der Gewerbeordnung.) 

Unterm 14. April 1886 hat die ſeit 1852 beſtehende k. k. privi⸗ 
legirte W.⸗L. Bäckerheſefabrik des Joſeph W. und Sohn den ſeit 
12. April 1886 beim Magiſtrate in W. als Preßheſehändler ange⸗ 
meldeten Heinrich R. wegen Uebertretungen der Gewerbeordnung ange⸗ 
zeigt und dieſe Anzeige folgendermaßen motivirt: 

1. Bediene ſich Heinrich R. Oblatorien, deren Aehnlichkeit mit 
jenen der ihrigen ſowohl was Farbe, als auch was die Typen, die 
Form, Stiliſirung und Anordnung des Textes betrifft, auffallend ſei. 
Das thue er offenbar deshalb, um aus dem Rufe ihres ſeit vielen 
Jahren allenthalben beſtens bekannten Fabrikates Nutzen zu ziehen und 
um das Publikum irre zu führen und glauben zu machen, daß ein 
Circulär ihrer Firma vorliege. Die Aehnlichkeit der Oblatorien ſei 
unzweifelhaft keine zufällige, wie dies eine Vergleichung des Textes 
darthue, ſondern gewiß der Abſicht entſprungen, das Publikum zu 
täuſchen und die Firma Joſeph W. und Sohn zu ſchädigen. 

2. Sage Heinrich R. in ſeinem Circulär, daß ſein Comptoir 
ſich M. . . gaſſe 1 und das Verſandtdepot B... gaſſe 8 befindet, 
während er thatſächlich nur ein einziges in einem Eckhauſe der M... .- 
und B. .. gaſſe befindliches kleines Geſchäftslocal beſitzt. Dies ſei, um 
das Publikum glauben zu machen, daß der Umfang ſeines Geſchäftes 
ein bedeutender wäre. 

3. Sei die Bezeichnung des Geſchäftes des Heinrich R. als: 
„W. . är Getreide⸗Hefe⸗Fabriksniederlage“ ungeſetzlich, da er weder in 
W., noch anderswo eine Hefefabrik, daher auch keine Niederlage beſitze, 
was ihn auch abhalten ſollte, in ſeinem Circulär von ſeiner beſtbekannten 
Hefe zu ſprechen. 

4. Wäre es geſetzwidrig, daß Heinrich R. ſeine Hefe als vielfach 
prämiirt bezeichnet. (5 49, Z. 2 der Gewerbeordnung.) 

5. Müſſe ſich R. als nicht regiſtrirt nach 8 49, 3. 4 der 
Gewerbeordnung bei ſeinem Gewerbebetriebe ſeines vollen Vor⸗ und 
Zunamens bedienen, nicht aber der Bezeichnung H. R. „ohne 
nämlich den Vornamen auszuſchreiben. 

Mit Erkenntniß des Magiſtrates in W. vom 4. Mai 1886, 
3. 117.353, wurde erkannt, daß ſich Heinrich R. durch den Gebrauch 
von mit unrichtigen Bezeichnungen verſehenen Circularien, beziehungsweiſe 
Oblatorien des Eingriffes in das klägeriſche Recht auf die von dieſer 
Firma ſchon früher verwendeten Oblatorien ſchuldig gemacht habe und 
wurde R. wegen Uebertretung der 88 46, 47 und 49, Punkt 2 und 4 
der Gewerbeordnung zu einer Geldſtrafe von 100 fl. verurtheilt, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

„Die von dem Geklagten ſeit dem April 1886 in Verkehr 
gebrachten Oblatorien ſind mit den bereits ſeit längerer Zeit von der 


klägeriſchen Firma eingeführten Oblatorien in Bezug auf Text und 
Typendruck in vieler Beziehung gleich 
erwieſen, daß beide mit einander verwechſelt wurden. Der Geklagte 
gibt zu, die beanſtändeten Oblatorien felbſt beſtellt zu haben, wodurch 
die Wiſſentlichkeit des Eingriffes nachgewieſen erſcheint. Aus den Er⸗ 
hebungen habe ſich ergeben, daß die von R. gebrauchten Oblatorien 
zur Irreführung und Täuſchung des Publikums beſtimmt ſeien, was 
auch ſchon dadurch hervorgeht, daß 1. die Oblatorien des R. mit der 
Aufſchrift: „W. . r Getreide⸗Hefe⸗Jabriksniederlage“ verſehen find, der 
Geklagte aber nur Verſchleißer iſt und daher nicht das Recht zur Führung 
dieſer Aufſchrift hat; 2. auf den Oblatorien der Name des Geklagten 
blos mit H. R. .. erſcheint, nach den Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
ordnung, § 49, Punkt 4, aber ſich Heinrich R. ſeines vollen Vor⸗ und 
und Zunamens zu bedienen hat. Die von R. in Verkehr gebrachte Hefe 
wird als garantirt und vielfach prämiürt bezeichnet; der Geklagte führt 
aber das Geſchäft ſeit kurzer Zeit und kann ſich auf keine Prämien 
berufen. Deſſen Angabe, daß er zum großen Theile ſeine Hefe von der 
Preßhefefabrik des M. bezieht, iſt durch den Brief dieſer Firma vom 
24. April 1886 widerlegt, laut welchem er keine Preßhefe von dort 
bezieht.“ 

er Der Weitergebrauch der beanſtändeten Oblatorien wurde dem R. 
unter Einem unterſagt. 

In dem gegen dieſes Erkenntniß eingebrachten Statthaltereirecurſe 
führt R. aus, daß der $ 46 der Gewerbeordnung auf die beanſtändeten 
Oblatorien nicht anwendbar ſei. Nur Form und Farbe derſelben ſei 
denen des Klägers gleich, was nicht maßgebend ſei, dagegen ſeien die 
Oblatorien des Gegners dreifältig, von Prämien bekränzt und mit 
einem Certificate über die Bonität der Hefe u. ſ. w. verſehen; von 
alledem ſei bei ſeinen Oblatorien keine Rede. Die Uebertretung des 
8 46 der Gewerbeordnung liege aber, abgeſehen von alledem, nicht vor, 
weil er ſich weder des Namens u. ſ. w. eines anderen inländiſchen 
Gewerbetreibenden oder Producenten bedient habe. Auf ſeiner Karte 
heiße es: „W. . . r Getreide⸗Hefe⸗Fabriksniederlage H. R. ..., auf 
der anderen: „k. k. priv. W.. . L. . r Bäckerhefefabrik“. 

Die Statthalterei hat unterm 18. Juli 1886, Z. 33.077, dem 
Recurſe des R. ſoweit keine Folge gegeben, inſoferne R. mit der 
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| Auch die Wahl der in den Landgemeinden zur Vornahme der Ab 


| 
| 


Erkenntniſſes des Magiſtrates in W. vom 4. Mai 1886, Z. 117.353, 


lautend und iſt auch der Umſtand | auszusprechen, daß eine Beſtrafung des Heinrich R. nach § 47 der 


Gewerbeordnung nicht erfolgen kann, weil, wenn der Thatbeſtand eines 
Eingriffes nach $ 46 Gew.⸗Ordg. als nicht vorhanden angeſehen wird, 
ſelbſtverſtändlich von der Anwendung des § 47 der Gewerbeordnung 
nicht die Rede ſein kann. 

Inſoferne mit der gedachten Statthaltereientſcheidung in Be⸗ 
ſtätigung des Erkenntniſſes des Magiſtrates Heinrich R. der Ueber⸗ 
tretungen des §8 49, Punkte 2 und 4 der Gewerbeordnung ſchuldig 
erkannt wurde, wird der Recurs des Genannten in dieſem Punkte bei 
dem erwieſenen Thatbeſtande dieſer Uebertretungen zurückgewieſen, da⸗ 
gegen die über denſelben verhängte und von der Statthalterei von 100 fl. 
auf 70 fl. gemilderte Strafe mit Rückſicht darauf, daß Heinrich R. 
nur wegen dieſer eben genannten Uebertretungen nach § 49 der Gewerbe⸗ 
ordnung ſchuldig erkannt worden iſt, auf 50 fl herabgeſetzt. 

Was die von Heinrich R. gebrauchte Bezeichnung: „W. . . r 
Getreide⸗Hefe⸗Fabriksniederlage“ anbelangt, ſo wird ſchließlich bemerkt, 
daß derſelbe im Hinblicke auf die Beſtimmung des § 44 der Gewerbe⸗ 
ordnung ſich dieſer Bezeichnung zu bedienen nicht berechtigt erſcheint, da 
er nicht Beſitzer einer Fabrik, beziehungsweiſe einer Fabriksniederlage, 
ſondern nur Preßheſehändler iſt.“ =r. 


e⸗ 
ordnetenwahlen für den Neichsrath berufenen Wahlmänner erfolgt 
zur Ausübung politiſcher Rechte (Art. 71 des Geſetzes vom 17. De: 
cember 1862, N. G. Bl. Nr. s vom Jahre 1863). — Verſuch des 

Wahlkaufes. 

Der von Anton C. erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das 
Urtheil des Kreisgerichtes in Leitmeritz vom 26. September 1885, 
3. 7834, womit derſelbe des im Art. VI des Geſetzes vom 17. De⸗ 
cember 1862, R. G. Bl. Nr. 8 für 1863, bezeichneten Vergehens 
ſchuldig erkannt worden iſt, fand der k. k. Caſſationshof mit Entſcheidung 
vom 27. Februar 1886, Z. 13.694, theilweiſe ſtattzugeben. Gründe: 

Die vorliegende Nichtigkeitsbeſchwerde macht den Nichtigkeitsgrund 
des § 281, Z. 9 a und 10 St. P. O. geltend. Inſoweit mit dieſer 
Beſchwerde und deren Ausführung die gänzliche Freiſprechung des Nichtig⸗ 


magiſtratlichen Entſcheidung wegen Uebertretung der 88 47 und 49 der keitswerbers von der auf das Bergehen des Wahlſtimmenkaufes (Art. VI) 
Gewerbeordnung verurtheilt wurde. Inſoferne R. jedoch wegen Ueber⸗ gerichteten Anklage angeſtrebt wird, erſcheint dieſelbe als unbegründet, 
tretung des 8 46 Gew.⸗Ordg. verurtheilt wurde, wurde das Erkenntniß indem der Gerichtshof feſtgeſtellt hat, daß der Angeklagte anläßlich der 
des Magiſtrates behoben, „weil die beanſtändeten Karten des R. zwar Wahl der Wahlmänner zur Wahl eines Reichsrathsabgeordneten, welche 
in Bezug auf Farbe, äußere Form des Papiers und Typendruck den im Mai vorigen Jahres in der Landgemeinde Ledic ſtattfand, an zwei 
von der k. k. priv. W. 8. . Bäckerhefefabrik verwendeten Obla⸗ ſich zur Wahl der Wahlmänner begebende Gemeindewähler herantrat und 
torien nahezu gleichkommen, in jeder anderen Beziehung jedoch von den Einem 5 fl., dem Anderen aber einen Schuldennachlaß per 14 fl. an⸗ 
letzteren derart differiren, daß eine Verwechslung beider Arten von bot, wenn dieſelben entweder in ſeinem Sinne wählen, oder ſich der 
Oblatorien bei Auwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit geradezu ausge⸗ Wahl enthalten, daß dieſe Wähler aber das Anerbieten nicht annahmen; 


ſchloſſen erſcheint.“ 

Die Strafe wurde von der Statthalterei in Rückſicht auf die 
ledigliche Uebertretung der §8 47 und 49 der Gewerbeordnung auf 
70 fl. herabgeſetzt. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben ſowohl Kläger als Geklagter den 
Miniſterialrecurs ergriffen. 

Erſterer focht dieſe Entſcheidung in materieller Beziehung deshalb 
au, weil nach ſeiner Anſchauung eine Verwechslung der Oblatorien bei 
gewöhnlicher Aufmerkſamkeit möglich und auch thatſächlich vorgekommen 
ſei, nicht aber, wie die Entſcheidung ſage, geradezu ausgeſchloſſen 
erſcheine. 

Die Statthalterei beantragte bei Vorlage der Miniſterialrecurſe, 
ihre Entſcheidung dahin richtig zu ſtellen, daß R. wohl der Uebertretung 
des § 49, nicht aber auch des $ 47 der Gewerbeordnung ſchuldig und 
daß daher bezüglich der Uebertretung des § 47, beziehungsweiſe 8 46 
der Gewerbeordnung das Erkenntniß des Magiſtrates in W. zu be⸗ 
heben ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat diesfalls unterm 29. No⸗ 
vember 1886, Z. 17.557, wie ſolgt, entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Handelsminiſterium die Entſcheidung der k. k. Statthalterei, 
inſoweit hiemit erkannt wurde, daß Heinrich R. ſich durch die von ihm 
in Verkehr geſetzten Circularien (Correſpondenzkarten) eines Eingriffes 
nach § 46 der Gewerbeordnung nicht ſchuldig gemacht habe, aus den 
Gründen dieſer Statthaltereientſcheidung zu beſtätigen, zugleich jedoch in 
Richtigſtellung, beziehungsweiſe Abänderung dieſer Entſcheidung und des 


indem ferner die Wahl der Wahlmänner in den Landbezirken eben deshalb, 
weil dieſe zur Wahl des Reichsrathsabgeordneten berufen ſind, ſich un⸗ 
zweifelhaft als eine Wahl zur Ausübung politiſcher Rechte im Sinne des 
| Gefeßes vom 17. December 1862 darſtellt, ein Stimmenkauf nicht 
blos dort, wo Jemand für einen beſtimmten Candidaten um Stimmen 
wirbt, ſondern auch in dem Falle vorliegt, in welchem Jemand einem be⸗ 
ſtimmten Candidaten Stimmen, die ſonſt auf ihn gefallen wären, entzieht 
und ein ſtrafbarer Verſuch nur durch ein abſolut untaugliches Mittel aus⸗ 
geſchloſſen wird, was indeß der Anbot an Geld oder der Anbot eines 
Schulderlaſſes augenſcheinlich nicht iſt. Dagegen beruht das angefochtene 
Urtheil allerdings inſofern auf einer unrichtigen Auslegung oder Anwendung 
des Geſetzes und iſt daher inſofern auch nichtig, als Nichtigkeitswerber 
mittelſt desſelben des vollbrachten Vergehens des Art. VI des Geſetzes vom 
17. December 1862 ſchuldig erkannt wurde. Denn nachdem das Geſetz vom 
17. December 1862 — wie aus ſeiner Ueberſchrift zu entnehmen iſt — 
nur die „Ergänzungen des allgemeinen und des Militär⸗Strafgeſetzes“ ent⸗ 
hält, mithin die allgemeinen Beſtimmungen der §8 5 bis 11, ſowie des 
8 239 St. G. auch auf die in dem Geſetze vom 17. December 1862 
ſtatuirten Delicte angewendet werden müſſen, ſo liegt im gegebenen Falle 
zwar nicht der Thatbeſtand des vollbrachten, wohl aber der Thatbeſtand 
des verſuchten Vergehens nach Art. VI des Geſetzes vom 17. December 
1862 vor. 

Demzufolge ſtellt ſich daher die dem Angeklagten zur Laſt fallende 
That nur als der nach § 8 des a. St. G. und Art. VI des mehr⸗ 
erwähnten Geſetzes ſtrafbare Verſuch des Stimmenkaufes dar 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 9. Ausgeg. am 23. Jänner. — — — 

Nr. 10. Ausgeg. am 26. Jänner. — Bewilligung zum Baue und 
Betriebe einer Schleppbahn von der Halteſtelle Getzersdorf der Localbahn 
St. Pölten⸗Tulln zur Walzmühle des Joſeph Markl. 28. September. Z. 29.690. — 
Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Eiſenbahnen. 24. Jänner. 

Nr. 11. Ausgeg. am 28. Jänner. — — — 

Nr. 12. Ausgeg. am 30. Jänner. — — — 

Nr. 13. Ausgeg. am 2. Februar. — Geſetz vom 30. Mai 1885 (L. G. Bl. 
für das Erzherzogthum Oeſterreich unter der Enns, Jahrgang 1885 Nr. 35), 
betreffend die Abänderung des 817 des Landesgeſetzes vom 29. December 1874 
und 11. Jänner 1883 (L. G. Bl. Nr. 25), betreffend die Herſtellung und 
Erhaltung der öffentlichen, nicht ärariſchen Straßen und Wege. 

Nr. 14. Ausgeg. am 4. Februar. — Bewilligung zum Baue und Betriebe 
einer Schleppbahn vom Stationsplatze Graz der Graz⸗Köflacher Eiſenbahn zum 
Brauereietabliſſement der Brüder Reininghaus auf dem Steinfelde. 14. December. 
3. 25.148. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von einem Punkte der k. k. Staatsbahnlinie Wien⸗Salzburg nach 
Kirchberg a. d. Pielach. 12. Jänner. Z. 39.770 ex 1885. — Bewilligung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Mähriſch⸗Budwitz oder 
einem anderen Punkte der öſterreichiſchen Nordweſtbahn an die Kaiſer Franz⸗ 
Joſeph⸗Bahn, dann von dieſer nach Ober⸗Cerekve oder einen anderen Punkt 
der böhmiſch⸗mähriſchen Transverſalbahn, ferner von Znaim nach Brünn. 
18. Jänner. Z. 38.500 ex 1885. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vor⸗ 
arbeiten für mehrere Canäle. 31. December. Z. 43.882. 

Nr. 15. Ausgeg. am 6. Februar. — 

Nr. 16. Ausgeg. am 9. Februar. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 24. Jänner 1886, Z. 44.882 ex 1885, an den Verwaltungsrath der gali⸗ 
ziſchen Karl⸗Ludwig⸗Bahn, betreffend die Beſtellung der für Militär⸗ und Civil⸗ 
behörden beſtimmten Bahnaviſt. — Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 
21. November 1885, Z. 36.097, an ſämmtliche Finanz⸗Landesbehörden, betreffend 
den Umtauſch von verdorbenen Frachtbriefen mit eingedrucktem Stempelzeichen. 

Nr. 17. Ausgeg. am 11. Februar. — Abdruck von Nr. 11 R. G. Bl. — 
Genehmigung der neuen Statuten der k. k. priv. Kaiſer Ferd.⸗Nordbahn. Z. 4886. 

Nr. 18. Ausgeg. am 13. Februar. — Erlaß der k. k. Generalinfpection 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 28. Jänner 1886, 3. 262, an die Ver⸗ 
waltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend Vorkehrungen zur 
Behebung einiger bei den Vaeuumbremſen vorgekommener Anftände. 

Nr. 19. Ausgeg. 16. Februar. — — — 

Nr. 20. Ausgeg. am 18. Februar. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 8. Februar 1886, 3. 4362, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſen bahnen, betreffend die Feſtſetzung von Grundſätzen für die Beſtimmung der 
Bau⸗ und Betriebslänge der Eiſenbahnen. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige Eiſenbahn von Libic nach Hawransko. 2. Jänner. 
3. 44.482 ex 1885. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine Localbahn von Potſcherad nach Weberſchan. 2. Februar. Z. 44.487 ex 1885. 

Nr. 21. Ausgeg. am 20. Februar. Abdruck von Nr. 12 R. G. Bl. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Local⸗ 
bahn von Königſtadtl nach Neu⸗Bydzow. 3. Februar. Z. 42.640 ex 1885. — 
Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Prerau nach Proßnitz. 27. Jänner. Z. 2777. 

Nr. 22. Ausgeg. am 23. Februar. — — — 

Nr. 23. Ausgeg. am 25. Februar. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 19. Februar 1886, womit für März 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, 
welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu ent⸗ 
richten iſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 18. Februar 1886, 
Z. 2613, an den Verwaltungsrath der k. k. priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn, 
betreffend die Ergebniſſe der mit den Intercommunications⸗Signalen verſchiedener 
Syſteme gemachten Erfahrungen. — Bewilligung zum Baue und Betriebe für 
eine Theilſtrecke der normalſpurigen Jägerndorfer Induſtrial⸗Schleppbahn von 
km 86:6/7 der Hauptlinie der mähriſch⸗ſchleſiſchen Centralbahn bis zur Kandler⸗ 
ſchen Dampfmühle nächſt Jägerndorß 8. Februar. Z. 42.428 ex 1885. — Ver⸗ 
längerung der Conceſſionsdauer für mehrere Pferdebahnlinien der Neuen Wiener 
Tramway⸗Geſellſchaft. 8. Jänner. Z. 44.168 ex 1885. 

(Fortſetzung folgt.) 
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Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Hof⸗ und Miniſterialrathe im Miniſterium 
des Aeußern Johann Freiherrn Haßlinger von Haſſingen anläßlich deſſen 
Penſionirung den Titel und Charakter eines Sectionschefs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur Ferdinand Maunlicher in Wien 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten Franz Pokorny den Titel eines 
Baurathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Eberſtallzell Franz 
Rührlinger das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Friedrich Schwarz zum Oberingenieur für den Staatsbaudieuſt in 
Galizien ernannt. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Auguſt Grafen Dzieduszycki und Edmund Ritter von 
Romer zu Bezirkshauptmännern und die Bezirkscommiſſäre Karl Fetter und 
Adam Ritter von Krechowieeki zu Statthaltereiſeeretären in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Franz Freiherrn von Mac Nevi O' Kelly zum Bezirks⸗ 
hauptmann und den Bezirkscommiſſär Franz Kankowsky zum Statthalterei⸗ 
ſecretär in Steiermark ernannt. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Karl Hacker zum Bezirkshauptmann und den Bezirks⸗ 
commiffär Auguſt Edlen von Chavanne zum Statthaltereiſecretär in Ober⸗ 
öſterreich ernannt. 


Erledigungen. 
Secundararztensſtelle in der niederöſterreichiſchen Landes⸗Findelanſtalt zu 
Wien auf die Dauer von zwei Jahren mit 600 fl. Gehalt jährlich und Natural⸗ 
wohnung, bis 26. März. (Amtsbl. Nr. 57.) 


Concurs-Ausſchreibung. 

Bei dem Bürgermeiſteramte der Stadt Bielitz gelangt die Stelle eines 
zweiten Seeretärs mit dem Jahresgehalte von 900 fl. ö. W., einer Activitäts⸗ 
zulage von jährlich 200 fl. ö. W., drei 10percentigen Quinquennalzulagen und 
dem Anſpruche auf normalmäßige Penſionirung zur Beſetzung. Die Anſtellung 
iſt für das erſte Dienſtjahr proviſoriſch. Die definitive Anſtellung kann nach 
Ablauf eines Jahres nach Maßgabe der zufriedenſtellenden Dienſtleiſtung erfolgen. 

Bewerber um dieſe Stelle haben außer einem eingehenden curriculum 
vitae den Nachweis über ihre Nationalität, über Alter, Familienverhältniſſe, 
Heimatzuſtändigkeit und die mit gutem Erfolge abgelegten drei juridiſchen Staats⸗ 
prüfungen oder die an einer inländiſchen Univerfität erlangte Doctorswürde zu 
erbringen. 

Die wohlinſtruirten, auch mit den Nachweiſungen über das ſittliche und 
ſtaatsbürgerliche Verhalten und über die bisherige Verwendung zu verſehenden 
Geſuche find bis längſtens 20. März d J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramte 
einzubringen. 

Bürgermeiſteramt Bielitz, am 25. Februar 1887. 

Der Bürgermeiſter: Heinr. Hoffmann. 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 


MANZ’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


b) Separat-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 


Coneursordnung, Die, vom 25. December 1868 und das Anfechtungs- 
gesetz vom 16. März 1884 mit allen einschlägigen Gesetzen und Verord- 
nungen, den grundsätzlichen Entscheidungen des obersten Gerichtshofes 
und alphabetisches Nachschlageregister. 3. vermehrte Auflage. kl 8. 1885. 
(VIII, 147 S.) 60 kr. 
Gewerbeordnung, Die durch die Gesetze vom 15. März 1883 und 8. März 
1885 abgeänderte und ergänzte, vom 20. December 1859. Mit allen ein- 
schlägigen Gesetzen und Verordnungen, den Erkenntnissen des Verwal- 
tungsgerichtshofes und mit alphab. und chronol. Register. 3. vermehrte 
und ergänzte Auflage. kl. 8. 1886. (IV, 400 S.) 1 fl. 10 kr. 
Notariatsorduung, Die, vom 15. Juli 1871 sammt den ergänzenden und 
erläuternden Gesetzen und Verordnungen, unter Anführung einschlägiger 
Entscheidungen des obersten Gerichtshofes. 9. vermehrte und ergänzte 
Auflage. kl. 8. 1885. (VI, 112 S.) 50 kr. 
Pressgesutz. Oesterreichisches, vom 17. December 1862. Gesetz über 
das Strafverfahren in Presssachen. Die Gesetze über die Schwurgerichte 
in Presssachen Amtsinstruction für die Staatsanwaltschaft. 2. Auflage, 
ergänzt bis 1877. kl. 8. 1877. (IV, 70 8) 40 kr. 
Privilegiengesetz, Marken-, Musterschutzgesetz, Hausirpatent, Gesetze 
über Handelsagenten, Handelskammern, über Vereine und Versammlungen, 
dann über Versicherungsanstalten, Erwerbs- und Wirthschaftsgenossen- 
schaften. Mit allen nachträglichen Verordnungen, den Erkenntnissen des 
Verwaltungsgerichtshofes und alphabetischem Register. 10. ergänzte und 
vermehrte Auflage. kl. 8. 1884. (IV, 243 S.) 90 kr. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


1. 


| Bogen 41 der Erkenntniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


